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durch Art. 2 Abs. 6 des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbe-
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Geändert durch -> Kabelfernsehrichtlinie,  -> Satellitenrichtlinie, -> Mobilkommunika-
tionsrichtlinie, -> Anpassungsrichtlinie. Für die Fassung der Wettbewerbsrichtlinie nach 
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Universaldienstes und der Interoperabilität durch Anwendung der Grundsätze für einen 
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Richtlinie 97/33/EG hinsichtlich der Übertragbarkeit von Nummern und der Betreiber-
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Fragestellung 

Wer vor Zeiten zum Telefonhörer  griff,  der bat sprichwörtlich um ein Amt. 
Telefonie war ein Angebot der staatlichen Leistungsverwaltung, der Deutschen 
Bundespost. Wer heute zum Telefonhörer  greift,  bedient sich derselben Appa-
ratur, aber eines anderen Systems. Aus der Deutschen Bundespost ist 1995 das 
Unternehmen Deutsche Telekom AG hervorgegangen, eine privatrechtlich or-
ganisierte Aktiengesellschaft.1 Die Deutsche Telekom AG steht seit dem 1. Ja-
nuar 1998 im vollständigen Wettbewerb auf den Märkten für Telekommunika-
tion. Zu diesem Datum beendete das Telekommunikationsgesetz (TKG) das 
ausschließliche Recht des Bundesuntemehmens, Sprachtelefondienstleistungen 
für die Öffentlichkeit  anzubieten.2 Zwar ist der Bund noch der bestimmende 
Anteilseigner des Unternehmens.3 Von der Organisationsprivatisierung und der 
Aufhebung der Monopolrechte her hat aber ein ordnungspolitischer Modell-
wechsel seinen rechtlichen Ausgang genommen. Die frühere  Leistungsverwal-
tung versteht sich nunmehr als ein privatwirtschaftliches  Unternehmen. 

Der Übergang vom staatlichen Fernmeldewesen zum wettbewerblichen Te-
lekommunikationssektor setzte 1994 eine Verfassungsänderung  voraus.4 Aus-
gehend von dem neuen Art. 87f GG hat sodann das Telekommunikationsgesetz 
ein wettbewerbliches Ordnungsmodell kodifiziert,  das 1997 durch ein Begleit-
gesetz abgerundet wurde.5 Art. 87f GG, das TKG sowie das BegleitG bilden 
den Kern des heutigen Telekommunikationsrechtes. Dessen Durchdringung ist 

1 Vgl. Gesetz zur Umwandlung der Unternehmen der Deutschen Bundespost in die 
Rechtsform der Aktiengesellschaft (Postumwandlungsgesetz - PostUmwG), vom 14. 
September 1994, BGBl. I, S. 2325, 2339, verkündet als Art. 3 des Gesetzes zur Neuord-
nung des Postwesens und der Telekommunikation vom selben Tage; abgedruckt in 
Büchner/Lorenz Nr. 253, Sartorius Nr. 900. 

2 Telekommunikationsgesetz (TKG) v. 25.7.1996, BGBl. I, S. 1120, zuletzt geändert 
durch Art. 2 Abs. 6 des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen v. 26.8.1998, BGBl. I, S. 2521. Überblick über das TKG unten 
S. 83. Zur Aufhebung des Sprachtelefondienstmonopols vgl. § 97 Abs. 2 TKG. Allge-
mein Thomas  Langer,  Monopole als Handlungsinstrumente der öffentlichen  Hand, Ber-
lin 1998. 

3 Zur Vermögensprivatisierung unten S. 62. 
4 Unten S. 61. Zur Begriffsentwicklung  vom Fernmeldewesen zur Telekommunikati-

on Windthorst,  Universaldienst, S. 8 ff. 
5 Begleitgesetz zum Telekommunikationsgesetz (BegleitG) v. 17.12.1997, BGBl. I, 

S. 3108. 
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der Verwaltungsrechtswissenschaft  aufgegeben.6 Sie nähert sich ihrem Gegen-
stand aus verschiedenen Richtungen: Als Recht der technischen Übermittlung 
bildet das Telekommunikationsrecht einen Teil der Informationsordnung,  die 
dem öffentlichen  Recht in der Informationsgesellschaft  aufgetragen ist.7 Als 
Recht des staatlichen Aufgabenwandels begleitet das Telekommunikationsrecht 
einen Privatisierungsvorgang.8 Indem der Bund sich nach Art. 87f Abs. 1 GG 
darauf zurückzieht, die sog. Universaldienstleistungen zu gewährleisten, soll 
sich eine neue Kombination von staatlicher Verwaltung und gesellschaftlicher 
Verantwortung herausbilden.9 Damit verschiebt das Telekommunikationsrecht 
zugleich die Grenze zwischen staatlicher und gesellschaftlicher Regulierung.10 

Diese Arbeit nimmt sich aber nicht die Verschiebungen im Verhältnis des 
Staates zur Gesellschaft, die sich aus der Privatisierung in der Telekommunika-
tion ergeben, zum Gegenstand. Sie richtet ihren Blick vielmehr in den eigenen 
Bereich der staatlichen Verwaltung hinein. Das TKG legt seinen Vollzug im 
Einklang mit Art. 87f Abs. 2 S. 2 GG in die Hände der bundeseigenen Verwal-
tung. In § 66 Abs. 1 TKG heißt es dazu: 

„Zur Wahrnehmung der sich aus diesem Gesetz und anderen Gesetzen ergebenden 
Aufgaben wird die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post als Bun-
desoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundeswirtschaftsministers  mit Sitz in 
Bonn errichtet." 

Dabei kann die Zwecksetzung des TKG illustrieren, welche Bedeutung der 
Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post zukommt:11 Ihre Tätig-
keit soll den Wettbewerb im Telekommunikationsmarkt fördern,  flächendek-
kend angemessene und ausreichende Dienstleistungen gewährleisten und eine 
Frequenzordnung festlegen. Wettbewerbsförderung  als Auftrag zur Marktöff-

6 § 80 TKG weist Rechtsstreitigkeiten der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu und ent-
scheidet damit gegen den Vorschlag des Bundesrates, BT-Drs. 13/4438, S. 5 Ziff.  2, die 
Kartellgerichtsbarkeit für zuständig zu erklären. 

7 Vgl. Friedrich  Schoch, Hans-Heinrich  Trute,  Öffentlich-rechtliche  Rahmenbedin-
gungen einer Informationsordnung,  VVDStRL 57 (1998), S. 158 u. S. 216. Einleitend 
zur „Informationsgesellschaft"  Hans-Jörg  Bullinger,  in: Jung/Warnecke (Hrsg.), S. 6-
3 ff. 

8 Lerke  Osterloh,  Hartmut,  Privatisierung von Verwaltungsaufgaben, VVDStRL 54 
(1995), S. 204 u. S. 234. 

9 Vgl. Martin  Eifert,  Telekommunikationsleistungen im Gewährleistungsstaat, Ba-
den-Baden 1998. Für die vorzeitige Überlassung des Manuskripts und die bereitwillige 
Unterstützung an dieser Stelle herzlichen Dank. Vgl. auch Kay  Windthorst,  Der Univer-
saldienst im Bereich der Telekommunikation, Berlin 1997. 

1 0 Vgl. Matthias  Schmidt-Preuß,  Udo  di  Fabio , Verwaltung und Verwaltungsrecht 
zwischen gesellschaftlicher Selbstregulierung und staatlicher Steuerung, VVDStRL 56 
(1996), S. 160 u. S. 235; Hermes,  S. 139 ff. 

11 Vgl. § 1 TKG. Den Gesetzeszweck unterscheidet Ehlers,  Wirtschaftsaufsicht,  S. 9, 
begrifflich  von den Verwaltungszielen (dazu § 2 Abs. 2 TKG), ohne ihm aber seine lei-
tende Funktion für die Verwaltung abzusprechen. 
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nung, Gewährleistung als Haftung für eine Grundversorgung und Frequenzord-
nung als Verteilung benötigter Ressourcen umreißen die zentralen Ver-
waltungsagenden, mit denen die Regulierungsbehörde betraut ist.12 

In den organisatorischen Schnittpunkt dieser Aufgaben hat der Gesetzgeber 
bewußt die Regulierungsbehörde nach §§66 ff  TKG gestellt.13 Er entschied 
sich nach reiflicher  Überlegung dagegen, die Regulierung einer obersten Bun-
desbehörde anzuvertrauen.14 Das frühere  Bundespostministerium löste sich zum 
1.1.1998 auf; seine Bediensteten wurden, soweit sie sich nicht anders orientiert 
hatten, auf die zum gleichen Datum errichtete Behörde übergeleitet.15 Die Re-
gulierungsbehörde steht damit in der Tradition postministerieller Organisatio-
nen. Zugleich stellt sie ein novum in der Verwaltungsorganisation der Bundes-
republik dar. Denn der Gesetzgeber hat die Regulierungsbehörde zwar in den 
sog. Beschlußkammern den Beschlußabteilungen des Bundeskartellamtes 
nachgebildet, ist dem GWB aber nicht durchgängig aufs Wort gefolgt. So wird 
der Präsident der Regulierungsbehörde von einem dem Kartellrecht fremden 
Beirat aus Bundesrat und Bundestag vorgeschlagen und von der gesamten 
Bundesregierung ernannt. Eine besondere Präsidentenkammer befindet über 
Fragen der Universaldienstleistungsgewähr und der Frequenzzuteilung. In der 
Organisation der Regulierungsbehörde hat das Gesetz also nicht eine vorhan-
dene karteil- oder fachbehördliche Lösung kopiert, sondern ein sektorspezifi-
sches Verwaltungsorganisationsrecht geschaffen. 

Neues Recht gibt häufig Anlaß, alte Probleme neu zu überdenken. So scheint 
sich an der Regulierungsbehörde der Streit um die Unabhängigkeit des Bun-
deskartellamtes unter veränderten Vorzeichen fortzusetzen. Wenngleich dessen 
faktische Weisungsfreiheit  unbestritten ist, gilt das Kartellamt einer überwie-

1 2 Einen Überblick über die Tätigkeiten im Ersten Halbjahr bietet http://www.regtp. 
de/Aktuelles/pm 1507.htm, Stand 25.7.1998. Zwischenzeitlich ist unter dieser Adresse 
auch der Jahresbericht der Reg TP 1998 abzurufen. Vgl. auch Torsten  Gerpott,  Reregu-
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